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Gemeinde Hörbranz

Gemeindevertretung
Hörbranz, am 14. Juni 2007
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P r o t o k o l l
Nr. 18 
über die am 06.06.2007 um 20 Uhr im Gemeindeamt Hörbranz stattgefundene öffentliche Gemeindevertretungssitzung, zu der alle Gemeindevertreter ordnungsgemäß eingeladen wurden.
Anwesend:
Bgm Hehle Karl als Vorsitzender 


Vizebgm Hack Manuela 


Ing. Boch Wolfgang

Greiter Karin 


Berkmann Alfred 


Matt Veronika 



Hefel Ulrike 


Rauch Georg 


Paul Stefan 



Jeglic Dietmar 


Biegger Siegfried 


Siebmacher Josef 


Hiebeler Günter 



Ritsch Alwin 


Sinz Engelbert 


Vonbank Alois 


Ing. Einwallner Reinhold 


Galehr Reinhold 


Maier Ursula 


Lucny Franz 

Vertretungen:

Schuh Harald für Breier Merbod


Huber Rudolf für Zündel Franz Anton


Lissy Oswald für Jochum Bernhard


Wagner Herbert für Mag. (FH) Flatz Katrin

Hiebeler Reinhard für Hagen Christoph 


König Wilhelm für Rauch Ulrike 


Fessler Eduard für Tuttner Brigitte

Schriftführer:
Achberger Gerhard
	1.
	Begrüßung und Feststellung der Beschlussfähigkeit


Der Vorsitzende begrüßt die Anwesenden, eröffnet die Sitzung und stellt die Beschlussfähigkeit fest. Nach Ausschreibung der Sitzung sind 2 Anträge fristgerecht gem. § 42 Abs 2 GG eingelangt und werden einstimmig unter Punkt 6 und 7 behandelt.

Der Bürgermeister berichtet, dass der Punkt  8 von der Tagesordnung abgesetzt wird, da für Dr. Fröis dieses Projekt aufgrund der negativen öffentlichen Diskussion nicht mehr relevant ist. 
	2.
	Behandlung des Antrages der Unabhängigen und Freiheitlichen um Absperrung der Kinderspielplätze außerhalb der Öffnungszeiten


Der Antrag wurde jedem Gemeindevertreter mit der Einladung zur Kenntnis gebracht. Der Antragsteller erläutert diesen nochmals. Durch die geforderte Maßnahme sollen Sachbeschädigungen und Lärmstörungen eingedämmt werden. Mehrheitlich werden diese Maßnahmen als nicht geeignet empfunden, da Familien mit Kindern ausgesperrt werden. Nach kurzer Diskussion wird der Antrag mit 20:7 Stimmen abgelehnt.  
	3.
	Behandlung des Antrages der Unabhängigen und Freiheitlichen um Ausdehnung des Halte- und Parkverbotes  in der Ziegelbachstraße


Zu diesem Antrag erläutert der Bürgermeister, dass eine solche Verordnung am 28.4.2005 vom Gemeindevorstand beschlossen und entsprechend kundgemacht wurde. Er bittet um Zurückziehung des Antrages, was jedoch seitens der Antragsteller abgelehnt wird. 

In der anschließenden Abstimmung wird dieser Antrag mit 20:7 abgelehnt, da die Halte- und Parkverbotstafel bereits im Kreuzungsbereich Ziegelbachstraße - Allgäustraße aufgestellt wurde und somit der Antrag gegenstandslos ist. 
	4.
	Behandlung des Antrages der Unabhängigen und Freiheitlichen um Verordnung eines Stoppzeichens bei der Einfahrt Krüzastraße-Ziegelbachstraße


Der Bürgermeister berichtet, dass in der Gemeindevorstandssitzung am 24.5.2007 und im Straßenausschuss am 2.5.2007 die Anbringung eines Verkehrszeichens „Halt“ im Kreuzungsbereich Krüzastraße - Ziegelbachstraße angeregt wurde. Ebenfalls liegt ein Gutachten eines Verkehrsplaners vor. Die entsprechende Verordnung wurde vom Bürgermeister als zuständiges Organ bereits erlassen. Die Verkehrszeichen werden nach Fertigstellung der Bauarbeiten aufgestellt. 
In der anschließenden Abstimmung wird dieser Antrag mit 20:7 Stimmen abgelehnt, da eine Verordnung vom Bürgermeister bereits erlassen wurde. 
	5.
	Behandlung des Antrages der Unabhängigen und Freiheitlichen um Prüfung der Musikschule durch die Kontrollabteilung der Vorarlberger Landesregierung


Der Bürgermeister hat eine Stellungnahme der Abteilung Ia der Vorarlberger Landesregierung zu einer möglichen Prüfung der Musikschule Leiblachtal durch die Abteilung Gebarungskontrolle eingeholt. Der Bürgermeister verliest auszugsweise das Schreiben. Die MSL wird als Verein im Sinne des Vereinsgesetzes geführt. Die gewählten Rechnungsprüfer haben die Prüfung der Finanzgebarung und die laufenden Geschäfte zu prüfen und der Vereinsführung zu berichten. Eine Prüfung der Abt. Gebarungskontrolle erfordert die Zustimmung der Vereinsverantwortlichen, folge dessen ist ein Antrag in den Gremien der MSL einzubringen. 
Der Bürgermeister erwähnt, dass der letzte Rechnungsabschluss der MSL einstimmig beschlossen wurde. Die Rechnungsprüfer haben über ihre Tätigkeit in der Mitgliederversammlung berichtet. Der Rechnungsprüfer der MSL berichtet, dass der Prüfungsausschuss einer Gemeinde nicht befugt ist, solche Prüfungen durchzuführen. Die Mitglieder des Vereines können eine entsprechende  Prüfung in der Mitgliederversammlung bzw. im Vorstand der MSL fordern. Die erhöhten Ausgaben resultieren aus der steigenden Schülerzahl, was auf einen hohen Qualitätsstandard schließen lässt. 

Der Obmann des Prüfungsausschusses berichtet, dass ihm seitens der Kontrollabteilung mitgeteilt wurde, dass eine Prüfung dann möglich sei, wenn alle 5 Bürgermeister des Leiblachtales einer Prüfung zustimmen würden. Nach verschiedenen Aussagen ruft der Bürgermeister den Obmann des Prüfungsausschusses gem. § 48 Abs 2 GG zur Ordnung. Nachdem der Antrag auf Abstimmung befürwortet wird, wird der Antrag mit 20:7 Stimmen abgelehnt.

	6.
	Behandlung des Antrages der Unabhängigen und Freiheitlichen um verpflichtende Behandlung von Investitionen im Finanzausschuss


Der Bürgermeister stellt fest, dass im Rahmen der jährlichen Budgetsitzung der Finanzausschuss über die kommenden Investitionen berät. Es steht grundsätzlich jedem Gemeindevertreter frei, einen Antrag auf Zuweisung zur Behandlung im FA  zu stellen. Er berichtet, dass die nächste Finanzausschusssitzung am 16.7.2007 stattfindet. Als Themen sind unter anderem die mittelfristige Finanzplanung und die Ausarbeitung einer Betriebsförderung vorgesehen. 

In der anschließenden Abstimmung wird der Antrag mit 16:11 Stimmen abgelehnt. 
	7.
	Behandlung des Antrages der Unabhängigen und Freiheitlichen um Durchführung einer Volksabstimmung über den Ankauf einer Arztpraxis


Der Antrag wird zurückgezogen.
	8.
	Beschlussfassung 

a) von Richtlinien zur Übernahme von Privatstraßen

b) einer Gebrauchserlaubnis für die Errichtung einer Zufahrt zur Gemeindestraße


Richtlinie zur Übernahme von Privatstraßen

Die vom Bauamt und vom Straßenausschuss ausgearbeitete Richtlinie wurde jedem Gemeindevertreter mit der Einladung zur Kenntnis gebracht. Neu ist, dass 50% der Belagsarbeiten von der Gemeinde übernommen werden. 

Einstimmig wird die vorgelegte Richtlinie beschlossen.

Gebrauchserlaubnis für die Errichtung einer Zufahrt zur Gemeindestraße

Die vom Bauamt und vom Straßenausschuss ausgearbeitete Gebrauchserlaubnis wurde jedem Gemeindevertreter mit der Einladung zur Kenntnis gebracht und wird in dieser Form einstimmig genehmigt. 
	9.
	Behandlung eines Antrages  um Kauf der Schneckenwiese (GST-NR 2499) von der Gemeinde


Das Ansuchen wurde gemeinsam mit der Einladung jedem Gemeindevertreter zur Kenntnis gebracht. Über diesen Punkt wurde in der Vorstandssitzung am 24.5.2007 beraten. Grundsätzlich werden landwirtschaftliche Gründe der Gemeinde nicht an Private verkauft, diese Flächen 
sollen die heimischen Landwirte bewirtschaften können. Der Antrag wird in der vorgelegten Form  einstimmig abgelehnt. 
	10.
	Behandlung eines Antrages um Kauf eines Grundstückstreifens aus GST-NR 1061/5


Der Antrag wurde jedem Gemeindevertreter gemeinsam mit der Einladung zur Kenntnis gebracht. Über diesen Punkt wurde in der Vorstandssitzung am 24.05.2007 beraten. Anhand eines Planes erläutert der Bürgermeister das Ansuchen. Durch einen etwaigen Verkauf eines Grundstückstreifens wäre die Nutzung der verbleibenden Restfläche nur mehr erschwert möglich. Daher wird dieser Antrag  einstimmig abgelehnt. Als Alternative könnte eine Verpachtung in Frage kommen. Der Bürgermeister hat in diesem Zusammenhang mit dem Pächter gesprochen. Er hätte grundsätzlich nichts dagegen, betont aber, dass eine ordentliche Bewirtschaftung der Restfläche nicht mehr möglich ist. Eine eventuelle Verpachtung wird im dazu zuständigen Gremium behandelt.  

	11.
	Vergabe der Arbeiten für den Ausbau der Maihofstraße


Das Büro Rudhardt+Gasser hat die Baumeisterarbeiten „Unterbau – Entwässerung - Straßenarbeiten Maihofstraße“ zur Ausschreibung gebracht. Diese Arbeiten beruhen auf einem Grundsatzbeschluss der Gemeindevertretung vom 25.1.2006 über ein Erschließungskonzept des Gebietes Maihof. In der Zwischenzeit hat jedoch die Wohnbauselbsthilfe ihr Projekt mit 66 Wohnungen zurückgezogen. Aufgrund dieser neuen Situation wird es als nicht sinnvoll erachtet, die Straße heuer, wie geplant, auszubauen. Daher wird einstimmig beschlossen, das Projekt momentan nicht durchzuführen. Wenn ein starker  Zuzug aufgrund von neuen Bauvorhaben im Gebiet Maihof zu erkennen ist, wird das Projekt noch einmal  in den entsprechenden Gremien behandelt. 
	12.
	Vergabe des Straßenumbaues und Leitungsbaues bei der Unterhochstegstraße


Anhand eines Planes, welcher von DI Moser ausgearbeitet wurde, präsentiert der Bürgermeister den möglichen Ausbau der Unterhochstegstraße. Die Kosten für verkehrsberuhigende bauliche Maßnahmen belaufen sich lt. Schätzung vom September 2006 auf ca. € 275.000,--. Diese Summe beinhaltet den Kreuzungsumbau Lochauerstraße-Unterhochstegstraße, den Kreuzungsumbau Maihofstraße-Unterhochstegstraße, und den Gehsteig auf der ganzen Länge der Unterhochstegstraße bzw. die Erneuerung des Deckbelages. Für das Jahr 2007 sind für punktuelle Maßnahmen € 70.000,-- im Budget vorgesehen. 

Auf Grund der geplanten Bauvorhaben wurden die bestehenden Leitungen auf ihren technischen Zustand überprüft. Es stellte sich heraus, dass die verlegten Gussrohrleitungen in einem schlechten Zustand sind und erneuert werden müssen. Weiters würden im Rahmen der Bauarbeiten seitens der Stadtwerke Bregenz Gasleitungen verlegt werden und auch der Hauptkanal würde verlängert werden. Dadurch könnten Synergieeffekte genutzt werden, da die Straße 
nicht mehrmals aufgerissen werden müsste. Die Kosten für den Leitungsbau wurden vom Bauamt ausgeschrieben. Billigstbieter ist die Fa. Nägele Bau um netto € 72.502,46, abzüglich der Kosten durch die Mitverlegung der Gasleitung, welche die Stadtwerke Bregenz übernehmen würde. Die Kosten sind über das Wasser-Kanal Instandhaltungsbudget gedeckt. 
Der Bürgermeister schlägt vor, folgende verkehrsberuhigende bauliche Maßnahmen bei der Unterhochstegstraße  gemäß Projekt Gerhard Moser heuer durchzuführen:

Gehsteigerstellung im Bereich des Leitungsbaues zwischen der Einmündung Dr.-Haltmeier- Weg und ca. 15 m nach der Einmündung der Gartenstraße, Fahrbahnverschwenkung im Kreuzungsbereich zur Maihofstraße, Oberbelagsgestaltung im Bereich Einfahrt Maihofstraße. Die Kosten hierfür belaufen sich auf ca. € 92.000,--. 

In der anschließenden Diskussion wird über die Sinnhaftigkeit der Rampen und über die Situierung der Zebrastreifen beraten.

Ein Gemeindevertreter kritisiert, dass die Gehsteigerrichtung zu Lasten der Fahrbahnbreite gemacht wird. Durch die Verringerung der Fahrbahnbreite können 2 Fahrzeuge nicht mehr ordentlich aneinander vorbeifahren.  Die Sicherheit für die Fußgänger könne durch Ausweichmanöver nicht mehr gewährleistet werden. Eine Hilfslinie am Fahrbahnrand bzw. eine 30km/h Beschränkung ist seiner Meinung nach ausreichend. 

Der Bürgermeister informiert, dass bei der geplanten Straßenbreite der Begegnungsfall PKW/PKW kein Problem ist, der Begegnungsfall PKW/LKW in verlangsamter Fahrt, LKW/LKW mit einem Ausweichmanöver möglich ist. Mehrheitlich werden die durch den Bürgermeister vorgeschlagenen Maßnahmen als geeignet zur Verbesserung der Verkehrssicherheit angesehen. In der abschließenden Abstimmung wird dem Projekt Leitungsbau und dem Ausbau gem. Vorschlag des Bürgermeisters mit 20:7 Stimmen die Zustimmung erteilt. 

	13.
	Beschlussfassung einer Verordnung über das Verbot der Benützung von Glasgebinde am Bodenseeufer


Die Verordnung, welche integrierter Bestandteil dieses Protokolls ist, wird in der vorgelegten Form einstimmig genehmigt.
	14.
	Beschlussfassung von Kreditüberschreitungen


Die laut vorliegender Liste angeführten Überschreitungen, welche jedem Gemeindevertreter mit der Einladung zur Kenntnis gebracht wurden, werden behandelt. Die Kreditüberschreitungen, gesamt € 1.453.362,80, werden einstimmig genehmigt.
	15.
	Behandlung von Umwidmungsanträgen (1. Beschlussfassung)


Die Obfrau des Raumplanungsausschusses erläutert jeden Umwidmungsantrag anhand von Folien und bringt die Stellungnahme des Raumplanungsausschusses und des Sachverständigen der Vorarlberger Landesregierung zur Kenntnis.
Antrag 01/2007
GST-NR 561, 562, 563, ca. 1.150m² von FL in BM

Dieser Umwidmungsantrag wird einstimmig genehmigt.
Antrag 03/2007
GST-NR 1240/1 und 1237, ca. 4.039m² von FL in BW, (BW), Straße und FF
Dieser Umwidmungsantrag wird einstimmig genehmigt.
Antrag 04/2007 

GST- NR. 2123/8, ca. 42m² von FL in BW
Dieser Umwidmungsantrag wird einstimmig genehmigt.
Antrag 05/2007
GST-NR 830/5 ca. 410m² von (BW) in BW
Dieser Umwidmungsantrag wird einstimmig genehmigt.
Antrag 06/2007

GST-NR 2102/1, ca. 286m² von FL in BW 
Dieser Umwidmungsantrag wird einstimmig genehmigt.
	16.
	Protokollgenehmigung Nr. 17


Das Protokoll Nr. 17 wird einstimmig genehmigt.
	17.
	Allfälliges


Der Bürgermeister berichtet aus der letzten Vorstandssitzung über verschiedene Beschlüsse. (Straßenbau- und Entwässerungsarbeiten bei der Fa. Rupp, EDV-Ausstattung Volksschule, Vergabe gärtnerische Arbeiten im Dorf)

Die Vorgehensweise des Obmannes des Prüfungsausschusses in der Sache Musikschule wird stark kritisiert. Angeregt wird eine zusätzliche Bodenmarkierung „40km/h“ auf der Ziegelbachstraße bzw. die Anbringung des Transparentes „40km/h im Dorf“. 

Der Bürgermeister beantwortet Anfragen zum aktuellen Stand Autobahnzollamt, Marktgemeinde, zur Mühlbachsanierung, und zur Umleitungsregelung beim Betriebsgebiet Krüzastraße. Eine Anfrage betreffend Erlassung von Hundesteuer wird von der Vizebürgermeisterin beantwortet. 
Ende der Sitzung: 22.30 Uhr
Der Schriftführer:
Der Bürgermeister:

Achberger Gerhard MERGEFIELD "sisf" 
Bgm Karl Hehle
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